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Grundsatzüberlegungen zur Erschließung des Grundstück Schorndorfer Straße 8/1: 

Das Grundstück Schorndorfer Straße 8/1 befindet sich im bebauten alten Ortskernbe-

reich, der abgesehen von den Einzelhandels- und Dienstleistungsnutzungen entlang der 

Stuttgarter Straße und der Hauptstraße weitgehend durch Wohnnutzung geprägt ist. 

Dies trifft insbesondere auf die nördlich an das Plangebiet anschließenden Bereiche zu. 

Darüber hinaus befindet sich das Grundstück Schorndorfer Straße 8/1 von allen mögli-

chen Erschließungsstraßen im Umfeld in zweiter Reihe. Aus diesem Grund ist aus städ-

tebaulicher Sicht die Wohnnutzung für das Grundstück als Hauptnutzung zu sehen. 

Größere und umfangreiche gewerbliche oder auch landwirtschaftliche Nutzungen sind 

schon heute vor dem Hintergrund der Wohnbebauung in der Umgebung nicht möglich 

und wären aus städtebaulicher Sicht auch künftig nicht verträglich. Gegen eine Weiter-

entwicklung der Wohnbebauung auf dem Grundstück, die sich an den Rahmen des 

Entwicklungskonzeptes für das Sanierungsgebiet „Zentrum Nord“ orientiert ist grund-

sätzlich nichts einzuwenden.   

Im Hinblick auf die Verkehrserschließung des Grundstück ist aufgrund der Lage im 

dicht bebauten, alten Ortskernbereich als Regelfahrzeug wie für viele andere Grundstü-

cke im Umfeld der PKW anzunehmen. Darüber hinaus ist mit deutlich untergeordneter 

und temporärer Frequentierung mit größeren Fahrzeugen wie Ver- und Entsorgungs-

fahrzeugen, Rettungsfahrzeugen, Anlieferfahrzeugen und Baufahrzeugen zu rechnen. 

Aus planerischer Sicht ist darauf zu achten, dass die Zu- und Abfahrt für Regelfahrzeu-

gen weitgehend reibungslos abläuft. Bei deutlich untergeordneten und temporären Zu- 

und Abfahrten werden in Abwägung mit den Belangen des Flächenverbrauchs für Er-

schließungsflächen auch Einschränkungen des Verkehrsflusses bei Abbiegevorgängen 

und Rückwärtsfahrten über begrenzte Strecken insbesondere dann für angemessen be-

trachtet, wenn es sich um die Erschließung einzelner Grundstücke handelt.  

Beim Grundstück Schorndorfer Straße 8/1 handelt es sich um das einzige bebaute 

Grundstück in zweiter Reihe direkt angrenzend an den Planbereich.   

Der Bebauungsplan weist eine angemessene Zufahrt zum Grundstück aus, was durch 

die Schleppkurven in der Begründung verdeutlicht wird. Darüber hinaus jedoch wird 

eine öffentlich-rechtlich gesicherte Wendemöglichkeit für Fahrzeuge bis zur Größe 

eines Lastzuges für das betreffende Grundstück für unverhältnismäßig  und verkehrs-

technisch nicht für notwendig erachtet. Aufgrund der geringen Verkehrsstärke auf der 

Schorndorfer Straße und aufgrund der Tatsache, dass größere Fahrzeuge das Grund-

stück nur mit untergeordneter Frequentierung oder temporär anfahren werden Rück-

wärtsfahrten für hinnehmbar erachtet. 
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Die öffentlich-rechtliche Sicherung der Zufahrt über die im Bebauungsplan ausgewie-

sene Fläche für Geh-, Fahr- und Leitungsrecht auf Privatfläche wird durch Eintragung 

von entsprechenden Dienstbarkeiten und Baulasten der Fläche für Geh-, Fahr- und Lei-

tungsrechte öffentlich-rechtlich gesichert. Der Grundstückseigentümer hat die entspre-

chenden Dienstbarkeiten bewilligt und sich zu Gunsten der hinterliegenden Grundstü-

cke verpflichtet, auch entsprechende Baulasten zu übernehmen.  

 

 

 

Die genannten Fahrzeuge können das betreffende Grundstück ausgehend von der 

Schorndorfer Straße über die Fläche für Geh-, Fahr- und Leitungsrecht erreichen. 

Auf die Darstellung der Schleppkurven in der Begründung wird verwiesen. 

 

 

 

Für die Erreichbarkeit des betreffenden Grundstücks ist die Abschrägung der Zufahrt 

nicht zwingend notwendig, verbessert aber dennoch die Zufahrtsbreite. 

Für die Erreichbarkeit des rückwärtigen Grundstücks Schorndorfer Straße 10, das be-

reits bislang ein Überfahrtsrecht über das Grundstück Schorndorfer Straße 8/1 hat wird 

die Abschrägung für die Befahrung mit größeren Fahrzeugen als PKW und auch PKW 

mit Anhänger benötigt. 

Nach §22 StVO dürfen Fahrzeuge mit Ladung nicht höher als 4m sein. Die lichte Höhe 

mit 4,5m überschreitet dieses Maß. Darüber hinaus beträgt die Zufahrtsbreite ohne Be-

grenzung der lichten Höhe im Minimum 5,14m. 

 

 

 

Durch die Fläche für Geh-, Fahr- und Leitungsrecht wird eine für die maßgeblichen 

Fahrzeuge geeignete Zufahrt geschaffen, so dass Entwicklungsmöglichkeiten nicht 

eingeschränkt werden. 

 

Auf Seite 19, Qualität der Erschließung ist folgendes beschrieben: 

Der südliche Einmündungsradius in die Schorndorfer Straße wird erweitert. 
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Dies bedeutet, dass der Einmündungsradius, zum Anschluss an die Schorndorfer Straße gegen-

über der früheren Planung erweitert wurde. Dies bedeutet jedoch nicht, dass der Radius auf der 

nach dem Bebauungsplan ausgewiesenen öffentlichen Verkehrsfläche liegt, die im Übrigen inner-

halb der bisherigen Grundstücksgrenzen liegt. Dies geht aus dem zeichnerischen Teil eindeutig 

hervor. Die Einmündung der Fläche für Geh-, Fahr- und Leitungsrecht beeinträchtigt damit die 

Verkehrsfläche der Schorndorfer Straße nicht.  

Die durch Baugrenzen definierte überbaubare Grundstücksfläche wurde gegenüber der früheren 

Planung zugunsten einer breiteren Zufahrt reduziert. 

 

Im Hinblick auf eine untergeordnete Frequenz mit solchen Fahrzeugen und der Funktion der 

Schorndorfer Straße wird dies für hinnehmbar erachtet. Dies ist bei vielen privaten Grundstücks-

zufahrten ebenfalls erforderlich. Durch den geradlinigen Verlauf der Schorndorfer Straße im 

Bereich der geplanten Zufahrt auf ca. 35m Richtung Süden und ca. 60m Richtung Norden sind 

ausreichende Sichtverhältnisse gegeben. 

 

Im Hinblick auf eine untergeordnete Frequenz mit solchen Fahrzeugen und der Funktion der 

Schorndorfer Straße wird dies für hinnehmbar erachtet. Dies ist bei vielen privaten Grundstücks-

zufahrten ebenfalls erforderlich. Durch den geradlinigen Verlauf der Schorndorfer Straße im 

Bereich der geplanten Zufahrt auf ca. 35m Richtung Süden und ca. 60m Richtung Norden sind 

ausreichende Sichtverhältnisse gegeben. 

 

Bei der Schorndorfer Straße und der Hauptstraße handelt es sich im Umfeld des Planbereiches um 

eine innerörtlich Straße die zur Erschließung der daran angrenzenden Grundstücke dient. Die 

Schorndorfer Straße hat im betreffenden Bereich keine Sammelfunktion und keinerlei überörtli-

che Funktion. Dementsprechend gering sind die Verkehrszahlen. Auf die Stellungnahme der 

Polizei auf Seite 10 dieser Zusammenstellung wird verwiesen. Andere Zufahrtsmöglichkeiten für 

das Grundstück Schorndorfer Straße 8/1 sind nicht realisierbar. Auf die Ausführungen in Ziffer 

B.2.1.7 der Begründung wird verwiesen. 

 

Bei entsprechender Räumung ist die Zufahrt auch im Winter möglich. Für den Winterdienst ist 

der Eigentümer der Fläche verantwortlich; er trägt die Verkehrssicherungspflicht. Dies kann nicht 

im Bebauungsplan geregelt werden.  

 

Das Grundstück Schorndorfer Straße 8/1 ist nicht in die Planung einbezogen. Der Bebauungsplan 

regelt daher nicht die Ausweisung von Flächen zum Rangieren auf privater Fläche. 

Es wird auf die grundsätzlichen Überlegungen zur Verkehrserschließung auf Seite 1 dieser Zu-

sammenstellung verwiesen.  

Darüber hinaus wird auch auf die Bestandssituation verwiesen, nach der eine entsprechende 

Wendemöglichkeit bislang nicht gegeben war. Dennoch wird das Grundstück Schorndorfer Straße 

8/1 in seiner weiteren Entwicklungsmöglichkeit nicht beeinträchtigt, da selbst Lastzüge das 

Grundstück erreichen können. 
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Das Grundstück Schorndorfer Straße 8/1 ist nicht in die Planung einbezogen. Der Bebauungsplan 

regelt daher nicht die Ausweisung von Flächen zum Rangieren oder Lagerflächen auf privater 

Fläche. Darüber hinaus ist das Flst. 163 ausreichend groß geschnitten, um Baustoffe abladen zu 

können. Ein Grundstückseigentümer kann nicht erwarten, dass deswegen angrenzende bebaubare 

Grundstücke nicht bebaut werden, um diese als Lagerfläche in Anspruch zu nehmen. 

 

Mit Verweis auf die obigen Ausführungen wird von einer angemessenen Erschließung dieses 

Grundstückes ausgegangen. 

 

Die Ein- und Ausfahrt Richtung Norden ist für einen PKW mit Anhänger in der Begründung 

bereits nachgewiesen und somit auch für PKW ohne Anhänger als Regelfahrzeug möglich. 

Um die Ein- und Ausfahrt Richtung Norden ohne Rangiervorgänge für größere Fahrzeuge bis zu 

einem Lastzug zu ermöglichen müsste auch an der Nordseite ein Einmündungsradius von ca. 5m 

vorgesehen werden. Entsprechende Flächen auf dem Grundstück Schorndorfer Straße 8/2 stehen 

derzeit jedoch nicht zur Verfügung. Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass größere Fahrzeuge 

bis zu einem Lastzug, für die eine untergeordnete Frequentierung angenommen wird, ohne Ran-

gieren in südliche Richtung ein- und ausfahren können. Dies wird für ausreichend erachtet. 

 

Es existiert bereits schon bislang ein Überfahrtsrecht über das Grundstück Schorndorfer Straße 

8/1 zur Garage auf Grundstück Schorndorfer Straße 10. Wie in der Begründung beschrieben wird 

bei der Zufahrt mit PKW und Anhänger aufgrund des rechtwinkligen Abbiegevorgangs eine 

größere Fläche benötigt als bislang. Bei der Zufahrt mit PKW ohne Anhänger werden vergleich-

bare Flächen wie bislang benötigt. Ein Überfahrtsrecht in ausreichendem Umfang für die enge 

Bestandsituation zwischen den Gebäuden 8/2 und 8/1 sowie die kleine Hoffläche auf Flst. 153/3 

(Schorndorfer Str. 10) ist jedenfalls für Pkw ohne Anhänger unstreitig gesichert. Seitens der 

Gemeinde wird dies als ausreichend erachtet. Auch die Eigentümerin des Grundstücks Schorndor-

fer Straße 10 hat zum geänderten Bebauungsplan keine Stellung genommen und ist mit der jetzi-

gen Lösung einverstanden. 

 

Die besagte Schleppkurve zeigt die Befahrung mit diesen Fahrzeugen zur Garage auf Grundstück 

Schorndorfer Straße 10 auf. Da vor der Garage auf Grundstück Schorndorfer Straße 10 keine 

Wendemöglichkeit besteht ist die Befahrung nur möglich wenn wieder rückwärts ausgefahren 

wird. Hierbei handelt es sich um ein Problem der Bestandssituation auf dem Grundstück Schorn-

dorfer Straße 10, das außerhalb des Bebauungsplanes liegt. Sollte hier durch bauliche Änderungen 

auf Privatflächen des Grundstück Schorndorfer Straße 10 eine Wendemöglichkeit geschaffen 

werden, so wäre die Ausfahrt auch vorwärts möglich. 

 

Größere Fahrzeuge können das Grundstück Schorndorfer Straße 10 über das Grundstück Schorn-

dorfer Straße 8/1 ohne Rangiervorgänge nicht erreichen. Dies ist jedoch auch nicht als Regelver-

kehr anzunehmen, da es sich bei der Garage auf Schorndorfer Straße 10 um eine PKW-Garage 

handelt und die Fläche vor der Garage im Bestand keine Wendemöglichkeit für größere Fahrzeu-

ge bietet. 
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Zur Verdeutlichung der Auswirkungen auf den Hofraum des Grundstücks Schorndorfer 8/1 wird 

dieser in die Schleppkurvendarstellungen der Begründung eingetragen. Daraus wird ersichtlich, 

dass bei den Schleppkurven für PKW mit Anhänger, für die Zu- und Abfahrt der Garage auf dem 

Grundstück Schorndorfer Straße 10 ein Großteil des Hofraumes des Grundstück Schorndorfer 

Straße 8/1 in Anspruch genommen wird. Bei der Zufahrt mit einem PKW ohne Anhänger verblei-

ben vergleichbare Flächen wie bislang. 

Darüber hinaus wird auf die Ausführungen zur Lage der Erschließung in Ziffer B.2.1.7 der Be-

gründung verwiesen. Insbesondere aufgrund der kürzesten Anbindung an eine öffentliche Ver-

kehrsfläche, der weitgehenden Trennung der Erschließung angrenzender Bereiche und der Anbin-

dung in vergleichbarer Lage des Grundstücks Schorndorfer Straße wird die Erschließung über die 

festgesetzte Fläche für Geh-, Fahr- und Leitungsrecht für sinnvoll erachtet. 

Die Eigentümerin des Grundstücks Schorndorfer Straße 8/1 rügt den „Wegfall“ von Stellplätzen. 

In einer Genehmigung des Anbaus an das Wohnhaus von 1971 werden als Bestand 3 Pkw-

Stellplätze eingezeichnet. Ein Pkw-Stellplatz liegt längs zum ehemaligen Gebäude Schorndorfer 

Straße 6 und kann nach Drehung um 90 ° erhalten bleiben. Zwei eingezeichnete Stellplätze liegen 

zwischen dem Wohnhaus Schorndorfer Straße 8/1 und dem Flst. 161 (ehemaliger Schuppen 2/1). 

Dieser Bereich wird durch die Planung nicht tangiert. Die Hoffläche ist befestigt; Stellplätze sind 

räumlich nicht erkennbar, d.h. sind baulich nicht von der Hoffläche abgesetzt. Die Drehung einer 

Abstellmöglichkeit für einen Pkw auf der Hoffläche wird seitens der Gemeinde als zumutbar 

erachtet, zumal Stellplätze bis 50 m² im Innenbereich errichtet werden dürften (vgl. Anhang § 50 I 

Nr. 11 b LBO). 

Der Investor hat den Eigentümern des Grundstück Schorndorfer Straße 8/1 die Erstellung von 

Ersatzstellplätzen auf dem Grundstück Schorndorfer Straße 8/1 angeboten. Dies wurde von den 

Eigentümern bislang abgelehnt. 

 

Ein Grundstückseigentümer in zweiter Baureihe mit einer Zufahrt quer über bebaubare Grundstü-

cke muss stets damit rechnen, dass sich die Zufahrtssituation ändern kann. Soweit der Grund-

stückseigentümer grundbuchrechtlich gesicherte Überfahrtsrechte quer über verschiedene Grund-

stücke haben sollte, woran hier erhebliche durchgreifende Zweifel bestehen, die aber dahingestellt 

bleiben können, zeigt § 1023 BGB Ansprüche für die Verlegung der Ausübung auf, also gerade 

eine zumutbare Lösung entsprechend dem Bebauungsplan. Der Gemeinde ist bekannt, dass der 

Anspruch bereits geltend gemacht wurde und aus Sicht der Gemeinde auch – offensichtlich – 

begründet ist. 

Nachdem dem Eigentümer jedenfalls ein Notwegerecht nach § 917 BGB zukommt, ist insoweit 

die veränderte Ausübung seitens des Grundstückseigentümers erst recht – wie auch § 1023 BGB 

zeigt – zu dulden. Ein Notwegerecht kann ohnehin nicht mehr ausgeübt werden, wenn eine Alter-

native – wie hier über das im Bebauungsplan festgesetzte Geh-, Fahr- und Leitungsrecht – be-

steht. Der Bebauungsplan ist deshalb auch zivilrechtlich umsetzbar (§ 1 Abs. 3 BauGB), so dass 

ein Zuwarten mit dem Bebauungsplan der bauwilligen angrenzende Grundstückseigentümerin 

nicht zugemutet werden kann. 

 

Zusammenfassend ist somit festzuhalten, dass das Grundstück Schorndorfer Straße 8/1 ausrei-

chend über das Geh-, Fahr- und Leitungsrecht an die öffentliche Straße angebunden ist und somit 

die Erschließung gesichert wird. 
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Das Planungserfordernis (§1 Abs.3 BauGB) ergibt sich aus dem derzeit bestehenden Wohnraum-

mangel und den Ergebnissen der Untersuchungen zum Sanierungsgebiet, die eine entsprechende 

Quartiersentwicklung vorsehen.  

Auf die Stellungnahme des Verband Region Stuttgart auf Seite 7 dieser Zusammenstellung wird 

verwiesen. Demnach stehen Ziele der Regionalplanung der Planung nicht entgegen.  

Der Forderung einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung (§1 Abs.5 BauGB) mit dem Vor-

rang der Innenentwicklung wird durch das vorliegende Verfahren zur Aktivierung von Bauflä-

chen im Innenbereich nachgekommen. 

§1a Abs.2 BauGB fordert den sparsamen und schonenden Umgang mit Grund und Boden und 

ebenfalls den Vorrang der Innenentwicklung, die im vorliegenden Fall umgesetzt werden soll.  

 

Nach Plansatz 2.4.3.2.8 des Regionalplanes sind Agglomerationen von Einzelhandelsbetrieben in 

den Ortskernen aller Gemeinden zulässig. Bei der Aufstellung eines Bebauungsplanes jedoch ist 

zu gewährleisten, dass zulässige Agglomeration von Einzelhandelsbetrieben keine schädlichen, 

überörtlichen Wirkungen, insbesondere auf die zentralörtlichen Siedlungs- und Versorgungskerne 

anderer Gemeinden oder deren Ortskerne entfaltet. 

Die Planung sieht eine geringfügige Erweiterung des Kernbereiches, aber innerhalb des festgeleg-

ten zentralen Versorgungsbereichs vor. Dieser wird nicht erweitert. Geplant sind zwei kleinere 

Gewerbeeinheiten. Eine Großflächigkeit der Einheiten, sofern tatsächlich Einzelhandelsbetriebe 

realisiert werden sollen, ist nicht zu erwarten. Daher werden auch keine schädlichen Auswirkun-

gen erwartet. 
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Kenntnisnahme 
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Sie SaP wird entsprechend ergänzt. 

Es sind jedoch weiterhin keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände zu erwarten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Plan wird zur Klarstellung entsprechend angepasst. 

 

 

 

 

Dies ist im Detail Gegenstand der Ausbauplanung der Wilhelm- und Hauptstraße und 

der Objektplanung. 

 



Gemeinde Reichenbach a. d. F. 
Gemarkung Reichenbach 

Bebauungsplan und örtliche Bauvorschriften  
„Wilhelmstraße / Hauptstraße“, Ergänzendes Verfahren nach §214 Abs.4 BauGB 

Stellungnahmen zum erg. Verfahren 
Zusammenstellung vom 08.10.2020 

 Beteiligung der Öffentlichkeit §3 Abs.2 BauGB und der Behörden nach §4 Abs.2 BauGB Seite 10 / 18 
 

Stellungnahme Stellungnahme der Verwaltung und Planer Beschluss 
 

 

 

Dies ist im Detail Gegenstand der Ausbauplanung der Wilhelm- und Hauptstraße und 

der Objektplanung. 

 

Die Pflanzgebote für Baumpflanzungen entlang der Hauptstraße und Schorndorfer Stra-

ße sind so festgesetzt, dass ein Abstand von 2-2,5m zur öffentlichen Verkehrsfläche 

eingehalten ist. 

 

 

 

 

Dies ist im Zuge der Ausbauplanung der Wilhelm- und Hauptstraße zu beachten. 

 

 

 

Kenntnisnahme 

 

Dies ist im Detail Gegenstand der Ausbauplanung der Wilhelm- und Hauptstraße und 

der Objektplanung. 

 

 

Dies ist im Detail Gegenstand der Ausbauplanung der Wilhelm- und Hauptstraße. 

 

 

 

 

Kenntnisnahme 
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Ein entsprechender Hinweis ist im Textteil enthalten.  

 

 

 

 

 

 

 

Die Empfehlung zur Erstellung eines objektbezogenen Baugrundgutachtens ist im Textteil bereits 

enthalten.  

 

 

 



Gemeinde Reichenbach a. d. F. 
Gemarkung Reichenbach 

Bebauungsplan und örtliche Bauvorschriften  
„Wilhelmstraße / Hauptstraße“, Ergänzendes Verfahren nach §214 Abs.4 BauGB 

Stellungnahmen zum erg. Verfahren 
Zusammenstellung vom 08.10.2020 

 Beteiligung der Öffentlichkeit §3 Abs.2 BauGB und der Behörden nach §4 Abs.2 BauGB Seite 13 / 18 
 

Stellungnahme Stellungnahme der Verwaltung und Planer Beschluss 
 

 

  



Gemeinde Reichenbach a. d. F. 
Gemarkung Reichenbach 

Bebauungsplan und örtliche Bauvorschriften  
„Wilhelmstraße / Hauptstraße“, Ergänzendes Verfahren nach §214 Abs.4 BauGB 

Stellungnahmen zum erg. Verfahren 
Zusammenstellung vom 08.10.2020 

 Beteiligung der Öffentlichkeit §3 Abs.2 BauGB und der Behörden nach §4 Abs.2 BauGB Seite 14 / 18 
 

Stellungnahme Stellungnahme der Verwaltung und Planer Beschluss 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme 

 



Gemeinde Reichenbach a. d. F. 
Gemarkung Reichenbach 

Bebauungsplan und örtliche Bauvorschriften  
„Wilhelmstraße / Hauptstraße“, Ergänzendes Verfahren nach §214 Abs.4 BauGB 

Stellungnahmen zum erg. Verfahren 
Zusammenstellung vom 08.10.2020 

 Beteiligung der Öffentlichkeit §3 Abs.2 BauGB und der Behörden nach §4 Abs.2 BauGB Seite 15 / 18 
 

Stellungnahme Stellungnahme der Verwaltung und Planer Beschluss 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die bestehenden Leitungen sind bekannt und sind sowohl im Zuge der Objektplanung 

als auch beim geplanten Ausbau der Hauptstraße und Wilhelmstraße zu beachten. 

Entsprechende Leitungsverlegungen sind im Zuge der Ausführungsplanungen mit dem 

Leitungsträger abzustimmen. 
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Ob ein Breitbandanschluss der geplanten Bebauung erfolgt ist durch den Bauherren zu 

klären.  
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Folgende Träger öffentlicher Belange haben eine Stellungnah-
me abgegeben, jedoch keine Anregungen oder Bedenken vor-
getragen: 

- Gemeinde Hochdorf 
- Stadt Ebersbach 
 
 

Folgende Träger öffentlicher Belange wurden am Verfahren be-
teiligt, haben jedoch keine Stellungnahme abgegeben: 

- Deutsche Telekom 
- Gemeinde Baltmannsweiler 
- Gemeinde Lichtenwald 
- IHK Region Stuttgart 
- Stadt Plochingen 
- Stadt Wernau 
- VVS Stuttgart 

 

  

 


